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des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Länderfinanzausgleichsgesetzes 1965 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Länderfinanzausgleichsgesetz 1965 vom 
7. Oktober 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1570), zuletzt 
geändert durch das Gesetz vom 17. August 1968 
(Bundesgesetzbl. I S. 973), wird wie folgt geändert: 

1. § 12 a erhält folgende Fassung: 

„§ 12 a 

Ergänzungszuweisungen des Bundes 

(1) Der Bund gewährt den ausgleichsberech- 
tigten Ländern im Ausgleichs] ahr 1969 folgende 
Ergänzungszuweisungen: 

Bayern 40 000 000 DM, 

Niedersachsen 73 000 000 DM, 

Rheinland-Pfalz 38 000 000 DM, 

Saarland 13 000 000 DM, 

Schleswig-Holstein 26 000 000 DM. 

(2) Die Zuweisungen nach Absatz 1 isind mit 
je einem Viertel ihres Betrages am 15. März, 
15. Juni, 15. September und 15. Dezember fällig." 

2. Nach § 12 a wird folgender § 12 b eingefügt: 

„§ 12 b 

Sonderausgleich für das Ausgleichsjahr 1969 

(1) über die nach § 7 zu bemessenden Aus- 
gleichszuweisungen hinaus erhalten die aus- 


gleichsberechtigten Länder im Ausgleichs] ahr 
1969 aus Sonderbeiträgen der ausgleichspflich- 
tigen Länder eine Sonderzuweisung von ins- 
gesamt 200 000 000 DM. Dieser Gesamtbetrag 
wird auf die ausgleichsberechtigten Länder im 
Verhältnis der Fehlbeträge aufgeteilt, die sich 
zwischen 85 und 95 vom Hundert der Ausgleichs- 
meßzahl nach Anrechnung der Ausgleichszuwei- 
sungen von 60 vom Hundert ergeben. 

(2) Die Sonderzuweisungen nach Absatz 1 
werden von den Ländern Baden-Württemberg, 
Hamburg, Hessen und Nordrhein-Westfalen im 
Verhältnis der Beträge aufgebracht, die diesen 
Ländern im Ausgleichs] ahr 1969 aus der Erhö- 
hung des Länderanteils an der Einkommen- und 
Körperschaftsteuer um 2 vom Hundert nach Ab- 
zug der dadurch bedingten Erhöhung der Aus- 
gleichsbeiträge zum Länderfinanzausgleich ver- 
bleiben. 

(3) Die Sonderzuweisungen nach Absatz 1 und 
die Sonderbeiträge nach Absatz 2 sind in den 
Vollzug des Finanzausgleichs im Ausgleichsjahr 
nach § 9 einzubeziehen." 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1969 in Kraft. 
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Begründung 


1. Allgemeines 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
gegenwärtigen Unterschiede in der Steuerkraft der 
Länder nicht beibehaiten werden können und daß 
der Länderfinanzausgleich verbessert werden muß. 
Der Bundesrat hat dieser Forderung in seiner Steh 
lungnahme zum Entwurf des Finanzreformgesetzes 
(Drucksache V/2861) ausdrücklich zugestimmt. 

Mit der Erhöhung des Länderanteils an der Einkom- 
men- und Körperschaftsteuer um 2 v. H. oder 1000 
Millionen DM durch das Dritte Gesetz über, das 
Beteiligungsverhältnis soll als erster Schritt eine 
Verstärkung des Länderfinanzausgleichs verbun- 
den werden. Entsprechend den Verhandlungen mit 
den Ländern soll dabei aber zunächst nur eine auf 
1969 beschränkte Sonderregelung getroffen wer- 
den. Eine neue systematische Regelung des Länder- 
finanzausgleichs mit der notwendigen weitergehen- 
den Verstärkung ist im Zuge der Finanzreform zu 
verwirklichen. 

Die Sonderregelung für 1969 geht davon aus, daß 
die Länder außer Berlin aus der Erhöhung des Län- 
deranteils um 2 V. H. eine Mehreinnahme von 
976,8 Millionen DM zu erwarten haben und daß 
hiervon nach Berücksichtigung von Finanzaus- 
gleichsleistungen von ±51,2 Millionen DM 602,6 
Millionen DM auf die leistungsfähigen Länder und 
374,2 Millionen DM auf die leistungsschwachen 
Lander entfallen. 


2. Die leistungsschwachen Länder 
in der Sonderregelung 1969 


j 

Sonder- 

zuweisungen 

1969 

in Millionen DM 

Bayern 

34,2 

Niedersachsen 

81,4 

Rheinland-Pfalz 

42,1 

Schleswig-Holstein 

29,1 

Saarland 

13,2 

zusammen . . . 

200,0 


Neben der Sonderzuweisung von 200 Millionen DM 
sollen 1969 den leistungsschwachen Ländern Ergän- 
zungszuweisungen des Bundes in Höhe von 190 Mil- 
lionen DM gewährt werden. Sie sollen etwa im 
Verhältnis der Ergänzungszuweisungen für 1968 
verteilt werden. Bei der Gegenüberstellung mit die- 
sen Zuweisungen ergibt sich folgendes Bild; 



Ergän- 

zungs- 

zuwei- 

sung 

1968 

Ergän- | 
zungs- i 
zuwei- j 
! sung 
! 1969 

Sonder- 

zuwei- 

sung 

1969 

1969 

ins- 

gesamt 

Millionen DM 

1 

Bayern 

90,0 

40,0 

34,2 

1 

74,2 i 

Niedersachsen .... 

143,0 

73,0 

81,4 

154,4 

Rheinland-Pfalz 

75,0 

38,0 

42,1 

80,1 

Schleswig-Holstein . 

55,0 

26,0 

29,1 

55,1 

Saarland 

27,0 

13,0 

13,2 

26,2 

zusammen . . . 

390,0 

190,0 

200,0 

390,0 


Die leistungsschwachen Länder sollen 1969 eine 
Sonderzuweisung in Höhe von 200 Millionen DM 
nach den Grundsätzen des Länderfinanzausgleichs 
erhalten. Hierzu ist nach einer Vorausberechnung 
des Länderfinanzausgleichs für 1969 erforderlich, die 
Ausgleichszuweisungen an die leistungsschwachen 
Länder, die zwischen 85 und 95 v. H. der Aus- 
gleichsmeßzahl auf 813,3 Millionen DM oder 60 v. H. 
des Fehlbetrages bemessen sind, auf 1013,3 Millionen 
DM oder 74,60 v. H. des Fehlbetrages zu erhöhen 
(vgl. auch die Berechnung in Übersicht 1 unter A 1 
bis 5). Die einzelnen finanzschwachen Länder wer- 
den dadurch etwa folgende Beträge erhalten: 


Für die leistungsschwachen Länder kommt im Län- 
derfinanzausgleich 1969 zu der Neuverteilung von 
390 Millionen DM eine Verbesserung ihrer Steuer- 
einnahmen um 2 V. H. der Einkommen- und KÖrper- 
schaftsteuer oder 374,2 Millionen DM hinzu, von 
denen gemäß Vereinbarung zwischen Bund und Län- 
dern 1 V. H. oder 187,0 Millionen DM an die Ge- 
meinden weiterzuleiten sind. So bleibt den lei- 
stungsschwachen Ländern für den Landesbereich 
eine Nettoverbesserung von 187,2 Millionen DM, 
an der alle leistungsschwachen Länder Anteil haben 
(vgl. Übersicht 2 Zeile 10). 
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Die Auswirkung des Sonderausgleichs für 1969 auf 
den gesamten Finanzausgleich ist für die leistungs- 
schwachen Länder in Übersicht 1 Abschnitt A dar- 
gestellt. Hiernach betragen für die leistungsschwa- 
chen Länder in 1969: 

die Steuerkraftmeßzahlen 15 835,6 Millionen DM, 

die Ausgleichszuweisungen 
im Finanzausgleich 2 006,2 Millionen DM, 

die Sonderzuweisungen . . 200,0 Millionen DM, 

die Ergänzungszuweisungen 
des Bundes 190,0 Millionen DM, 

die Finanzkraft nach 

Finanzausgleich 18 231,8 Millionen DM, 

Für die einzelnen Länder beträgt die Finanzkraft 
absolut und im Verhältnis zur Ausgleichsmeßzahl, 
die für jedes Land einer durchschnittlichen Steuer- 
ausstattung entspricht: 


Für die leistungsschwachen Länder außer Bayern 
wird die eigene Steuerkraft, die unter 85 v. H. des 
Länderdurchschnitts liegt, auf annähernd 94 v. H. der 
Ausgleichsmeßzahl angehoben. Hierzu sind Finanz- 
ausgleichszahlungen von insgesamt 2 182,9 Millio- 
nen DM erforderlich. Die eigene Steuerkraft von 
Bayern beträgt 92,1 v. H. des Länderdurchschnitts; 
sie wird durch Finanzausgleichsleistungen von 
insgesamt 213,3 Millionen DM auf 94,8 v. H. der 
Ausgleichsmeßzahl angehoben. Die Steuerkraft von 
Bayern hat sich in den letzten Jahren laufend 
erhöht, so daß die Ausgleichszuweisungen an 
Bayern immer geringer geworden sind. 

3. Die leistungsfähigen Länder 
in der Sonderregelung 1969 

Für die leistungsfähigen Länder ist in der Sonder- 
regelung für 1969 festzulegen, nach welchem Maß- 
stab die Sonderzuweisung von 200 Millionen DM 
an die leistungsschwachen Länder aufgebracht wer- 
den soll. Da die Sonderregelung für 1969 an die 
Erhöhung des Länderanteils an der Einkommen- 
und Körperschaftsteuer um 2 v. H. anknüpft, !sind 
auf Grund einer Verständigung unter den beteilig- 
ten Ländern die Einnahmen dieser Länder aus der 
Erhöhung des Länderanteils um 2 v. H. nach Abzug 
der damit verbundenen Finanzausgleichszahlungen 
zum Verteilungsmaßstab genommen. Das Land 
Bremen soll nicht zur Finanzierung der Sonderzu- 


weisungen herangezogen werden, weil seine Steuer- 
kraft gegenwärtig nur wenig über der Ausgleichs- 
meßzahl liegt (vgl. die Berechnung von 200 Mil- 
lionen DM Sonderbeiträgen in Übersicht 1 unter B 1 
bis 5). 

Für die leistungsfähigen Länder ergibt sich für 1969 
folgender Gesamtplan: 

Mehreinnahmen aus 2 v. H. 
der Einkommen- und Kör- 
perschaftsteuer 602,6 Millionen DM, 

Sonderbeitrag an die lei- 
stungsschwachen Länder. —200,0 Millionen DM, 


verbleibende Verbesserung . . 402,6 Millionen DM, 
Abgabe von 1 v. FI. an die 


Gemeinden —301,1 Millionen DM, 

Nettoverbesserung für die 
Länder 101,5 Millionen DM. 


An der Nettoverbesserung haben alle leistungsfähi- 
gen Länder relativ gleichen Anteil, da die ganze 
Regelung von der Erhöhung des Länderanteils um 
2 V. H, abgeleitet ist. 

Die Auswirkung auf den gesamten Länderfinanz- 
ausgleich ist für die leistungsfähigen Länder fol- 
gende: 

Steuerkraftmeßzahl 30 495,2 Millionen DM, 

Ausgleichsbeiträge —2 006,2 Millionen DM, 

Sonderbeiträge — 200,0 Millionen DM, 

Finanzkraft nach 

Finanzausgleich 28 289,0 Millionen DM. 

Für die einzelnen Länder beträgt die Finanzkraft 
absolut und im Verhältnis zur Ausgleichsmeßzahl: 



Millionen 

DM 

V. H. 

Nordrhein-Westfalen .... 

13 726,8 

102,5 

Baden-Württemberg .... 

7 130,9 

105,5 

Hessen 

4 468,8 

107,5 

Hamburg 

2215,1 

114,1 

Bremen 

747,4 

101,2 

zusammen . . . 

28 289,0 

104,8 


Wie sich aus dem Vergleich der Sonderbeiträge 
■ — ' 200 Millionen DM — mit den normalen Aus- 
gleichsbeiträgen — 2 006,2 Millionen DM — ergibt 
(vgl. hierzu Übersicht 1 Abschnitt B Zeile 6 bis 10), 
würde eine Aufbringung der 200 Millionen DM im 
Verhältnis der Steuerkraftüberschüsse oder der nor- 
malen Ausgleichsbeiträge eine andere Verteilung 
ergeben. 



Millionen 

DM 

1 v.H. 

Bayern 

7 691,6 

94,8 

Niedersachsen 

5 174,2 

93,8 

Rheinland-Pfalz 

2 676,7 

93,8 

Schleswig-Holstein .... 

1 851,9 

93,8 

Saarland 

837,4 

93,9 

zusammen . . . 

1 

18 231,8 

94,2 

1 


4 




Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/3333 


4. Zu den Einzelvorschriften 

Zu § 12 a 

§ 12 a regelt die Ergänzungszuweisungen des Bun- 
des an die leistungsschwachen Länder für 1969. 

Absatz 1 enthält die Aufteilung des Gesamtbetrages. 
Im Anschluß an die Regelung für 1968 sollen die 
Ergänzungszuweisungen in festen Beträgen auf die 
einzelnen Länder aufgeteilt werden. 

Absatz 2 regelt die Fälligkeit der Ergänzungszuwei- 
sungen in vierteljährlichen Beträgen. 

Zu § 12 b 

§ 12 b regelt den Sonderausgleich unter den Ländern 
für 1969. Der Gesamtbetrag des Sonderausgleichs 


ist entsprechend der Herabsetzung der Ergänzungs- 
zuweisungen von 1968 auf 1969 auf 200 Millionen 
DM festgesetzt. 

Absatz 1 schreibt den Maßstab für die Verteilung 
von 200 Millionen DM auf die leistungsschwachen 
Länder vor, Absatz 2 den Maßstab für die Aufbrin- 
gung der 200 Millionen DM durch die leistungs- 
fähigen Länder. Beide Maßstäbe sind so gestaltet, 
daß sich die Verteilung und die Aufbringung der 
200 Millionen DM einer unterschiedlichen Entwick- 
lung der Steuereinnahmen der Länder automatisch 
anpaßt. 

Gemäß Absatz 3 ist die Aufbringung und die Ver- 
teilung der 200 Millionen DM mit dem Vollzug des 
gesamten Finanzausgleichs zu verbinden. Dadurch 
wird ein besonderer Zahlungsplan für den Sonder- 
ausgleich 1969 entbehrlich. 
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Übersicht 1 


Modellberechnung zum Sonderausgleich für das Ausgleichsjahr 1969 


A. Ausgleichsberechtigte Länder 

Bayern 

Nieder- 

sachsen 

Rhein- 

land- 

Pfalz 

Schles- 

wig- 

Holstein 

Saarland 

zusammen 

Einwohner am 31. Dezember 1967 in 1000 

10 280 

6 993 

3 625 

2 499 

1 131 

24 528 




Millionen DM 



1. Fehlbetrag von 85 bis 95 v. H. der 







Ausgleichsmeßzahl 

-231,8 

- 551,6 

-285,3 

-197,5 

- 89,2 

-1 355,4 

2. Ausgleichszuweisungen von 60 v. H. 

+ 139,1 

-h 331,0 

1-171,2 

4-118,5 

+ 53,5 

+ 813,3 

3. Verbleibender Fehlbetrag 

- 92,7 

- 220,6 

-114,1 

- 79,0 

- 35,7 

- 542,1 

4. (Schlüsselanteil in v. H.) 

(17,100) 

(40,693) 

(21,048) 

(14,573) 

f6,586j 

(100,000) 

5. Sonderzuweisungen 

+ 34,2 

4- 81,4 

+ 42,1 

-4 29,1 

+ 13,2 

+ 200,0 

Auswirkung auf den 







Finanzausgleich 







6. Steuerkraftmeßzahl 

7 478,3 

4 217,8 

2 203,6 

1 372,5 

563,4 

15 835,6 

7. Ausgleichsmeßzahl 

8 115,9 

5 516,2 

2 853,4 

1 974,5 

891,5 

19 351,5 

8. Fehlbeträge 

-637,6 

- - 1 298,4 

-649,8 

-602,0 

-328,1 

-3 515,9 

9. Ausgleichszuweisungen 

1-139,1 

r 802,0 

4 393,0 

4-424,3 

+ 247,8 

+ 2 006,2 

10. Sonderzuweisungen 

h 34,2 

4 81,4 

4- 42,1 

4 29,1 

+ 13,2 

+ 200,0 1 

1 1. Ergänzungszuwendungen des Bundes 

4 40,0 

-f- 73,0 

-h 38,0 

4- 26,0 

+ 13,0 

+ 190,0 

12. Finanzkraft nach Finanzausgleich . 

7 691,6 

5 174,2 

2 676,7 

1 851,9 

837,4 

18231,8 

13. in V. M. der Ausgloichsmeßzahl .... 

94,8 

93,8 

93,8 

93,8 

93,9 

94,2 i 


Nord- 

Baden- 





B. Aiisgleichspflichtige Länder 

rhein- 

West“ 

Württem- 

Hessen 

Hamburg 

Bremen 

zusammen 


falen 

berg 





Einwohner am 31. Dezember 1967 in 1000 

1 16 843 

8 566 

5 263 

1 833 

752 1 

33 257 




Millionen DM 



1. 2 V. H. der Einkommen- und Körper- 







schaftsteuer 

300,9 

165,7 

108,4 

62,2 

16,6 

655,8 i 

2. Abgabe im Finanzausgleich 

- 10,5 

- 13,4 

- 12,9 

- 13,9 

- 0,5 

- 51,2 

3. Einnahmen nach Finanzausgleich . . 

290,4 

152,3 

95,5 

48,3 

16,1 

602,6 

4. (Sdilüsselanteil in v. H.) 

(49,514) 

(25,968) 

(16,283) 

(8,235) 

— 

(100,000) 

5. Sonderbeiträge 

99,0 

51,9 

32,6 

16,5 


200,0 i 

1 

Auswirkung auf den 







Finanzausgleich 







6. Steuerkraftmeßzahl 

14 276,8 

7713,9 

5 001,9 

2 746,1 

756,5 

30 495,2 

7. Ausgleichsmeßzahl 

13 287,2 

6 759,3 

4 157,6 

1 936,7 

738,5 

26 979,3 

8. Überschüsse 

+ 889,6 

4- 954,6 

4-844,3 

+ 809,4 

+ 18,0 1 

+ 3 515,9 

9. Ausgleichsbeiträge 

-451,0 

- 531,1 

-500,5 

-514,5 

- 9,1 

-2 006,2 

10. Sonderbeiträge 

- 99,0 

- 51,9 

- 32,6 

- 16,5 

— 

- 200,0 

11. Finanzkraft nach Finanzausgleich-) . 

13 726,8 

7 130,9 

4 468,8 

2 215,1 

747,4 

28 289,0 

12. in V. H. der Ausgleichsmeßzahl .... 

102,5 

105,5 

107,5 

114,1 

101,2 

104,8 


h Nummer 6 zuzüglich 9 bis 11 
-) Nummer 6 abzüglich 9 und 10 
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Übersicht 2 


Ergänzungszuweisungen des Bundes und Sonderausgleich 
unter den Ländern für das Ausgleichsjahr 1969 


Ausgleichsberechtigte Länder 

Bayern 

Nieder- 

sachsen 

Rhein- 

land- 

Pfalz 

Schles- 

wig- 

Holstein 

Saarland 

zusammen 

1. Ergänzungszuweisungen des Bundes 
für 1968 

90,0 

143,0 

Millionen DM 

75,0 55,0 

27,0 

390,0 

Ablösung für 1969: 

2. Ergänzungszuweisungen des Bundes 

40,0 

73,0 

38,0 

26,0 

13,0 

190,0 

3. Sonderzuwendungen im Finanzaus- 
gleich 

34,2 

81,4 

42,1 

29,1 

13,2 

200,0 

4. Gewinn ( + ), Verlust ( — ) 

- 15,8 

4-11,4 

+ 5,1 

4- 0,1 

- 0,8 

± 16,6 

5. 2 V. H. der Einkommen- und Körper- 
schaftsteuer 

151,4 

86,3 

44,5 

29,3 

11,5 

323,0 

6. Hierzu im Finanzausgleich 

+ 6,8 

+ 19,8 

+ 10,5 

+ 8,6 

+ 5,5 1 

+ 51,2 

7. 2 V. H. mit Finanzausgleich 

158,2 

106,1 

55,0 

37,9 

17,0 

374,2 

8. Gesamtverbesserung 

142,4 

117,5 

60,1 

38,0 

16,2 

374,2 

9. Abgabe von 1 v. H. an die Gemein- 
den 

“ 79,1 

-53,0 

-27,5 

-18,9 

- 8,5 

-187,0 

10. Nettoverbesserung für die Länder . . 

63,3 

64,5 

32,6 

19,1 

7,7 

187,2 



Ausgleichspflichtige Länder 

Nord- 

rhein- 

West- 

falen 

Baden- ' 
Württem- 
berg 

Hessen 

Hamburg 

Bremen 

zusammen 

11. 

2 V. H. der Einkommen- und Körper- 
schaftsteuer 

300,9 

165,7 

Millionen DM 

108,4 62,2 

16,6 

653,8 

12. 

Abgabe im Finanzausgleich 

- 10,5 

-13,4 

-12,9 

-13,9 

- 0,5 

- 51,2 

13. 

2 V. H. mit Finanzausgleich 

290,4 

152,3 

95,5 

48,3 

16,1 

602,6 

14. 

Sonderbeiträge im Finanzausgleich . 

- 99,0 

-51,9 

-32,6 

“16,5 

— 

-200,0 

15. 

Verbleibende Verbesserung 

191,4 

100,4 

62,9 

31,8 

16,1 

402,6 

16. 

Abgabe von 1 v. H. an die Gemein- 
den 

-145,2 

-76,1 

-47,7 

-24,1 

- 8,0 

-301,1 

17. 

Nettoverbesserung für die Länder . . 

46,2 

24,3 

15,2 

7,7 

8,1 

101,5 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


I. 

1. In Artikel 1 ist § 12 a Abs. 1 wie folgt zu fassen: 

„(1) Der Bund gewährt den ausgleichsberech- 
tigten Ländern im Ausgleichsjahr 1969 folgende 
Ergänzungszuweisimgen : 

Bayern 44 100 000 DM, 

Niedersachsen 82 800 000 DM, 

Rheinland-Pfalz 43 000 000 DM, 

Saarland 14 600 000 DM, 

Schleswig-Holstein 29 500 000 DM,'' 

Begründung 

Bei der vorgeschlagenen Erhöhung der Ergän- 
zungszuweisungen um 24,0 Mio DM handelt es 
sich um den Betrag, der erforderlich ist, um zu- 
sammen mit den Sonderzuweisungen der aus- 
gleichspflichtigen Länder die Summe von 390 Mio 
DM zu erreichen, die den aiisgleichsberechtigten 
Ländern im Jahre 1968 an Ergänzungszuweisun- 
gen gewährt wurde und die ihnen im Jahre 1969 
erhalten bleiben soll. Die Aufstockung der Er- 
gänziingszuwc'isungen von 190 Mio DM auf 214,0 
Mio DM ist dem Bunde zumutbar? Deckungs- 
vorschläge sind in der Stellungnahme des Bun- 
desrates zum Bundeshaushalt 1969 enthalten. 

Der Differenzbetrag von 24,0 Mio DM entspricht 
etwa der Hälfte der durch die 2 ®/oige Erhöhung 
des Länderanteils an der Einkommen- und Kör- 
perschaftsteuer nach der Systematik des Länder- 
finanzausgleichs sich ergebenden Verstärkung 
der Ausgleichsmasse. Eine Anrechnung dieser 
Summe auf die Sonderzuweisungen würde für 
die ciusgieichsberechtigten Länder eine unbillige 
Härte ebenso darstellen wie eine Nichtberück- 
sichtigung bei Bemessung der Sonderzuweisun- 
gen für die ausgloichspflichtigen Länder unzu- 
mutbar wäre. 

Einerseits leiten auch die ausgleichsberechtigten 
Länder in Übereinstimmung mit den Vorschlägen 
des Bundesrates zum Finanzreformgesetz (Druck- 
sache V/2861) die Hälfte der sich für sie erge- 
benden Verbesserung der Steuerkraft an ihre 
Gemeinden weiter. Andererseits stellen Sonder- 
zuweisungen in Höhe von 176,0 Mio DM für 
die ausgleichspflichtigen Länder angesichts einer 
Nettoverbesserung ihrer eigenen Haushalte um 
nur 125,3 Mio DM eine Belastungsgrenze dar, 
die nicht mehr überschritten werden kann. 

Unter Abwägung dieser Umstände und insbe- 
sondere im Hinblick auf die angespannte Haus- 
haltstage aller Länder, die sich zunehmend durch 
hohe Investitionskosten und die daraus sich er- 
gebenden Folgekosten schwieriger gestaltet, ist 
eine Erhöhung der Ergänzungszuweisungen des 
Bundes um 24,0 Mio DM angezeigt. Die Auftei- 


lung des Betrages erfolgt im Verhältnis der Son- 
derzuweisungen nach Ziffer 2. 

2. In Artikel 1 ist § 12 b Abs. 1 wie folgt zu fassen: 

„(1) über die nach § 7 zu bemessenden Aus- 
gleichszuweisungen hinaus erhalten die aus- 
gleichsberechtigten Länder im Ausgleichsjahr 
1969 von den ausgleichspflichtigen Ländern Ba- 
den-Württemberg, Hamburg, Hessen und Nord- 
rhein-Westfalen Sonderziiweisungen in Höhe 
von 30 vom Hundert der Mehreinnahmen, die 
diesen Ländern aus der Erhöhung des Länder- 
anteils an der Einkommen- und Körperschaft- 
steuer um 2 vom Hundert nach Abzug der da- 
durch bedingten Erhöhung der Ausgleichsbeiträge 
zum Länderfinanzausgleich verbleiben, minde- 
stens jedoch 

Bayern 30 100 000 DM, 

Niedersachsen 71 600 000 DM, 

Rheinland-Pfalz 37 100 000 DM, 

Saarland 1 1 600 000 DM, 

Schleswig-Holstein 25 600 000 DM. 

überschreiten 30 vom Hundert der Mehreinnah- 
men der ausgleichspflichtigen Länder nach Satz 1 
die Gesamtsumme der Mindestbeträge, werden 
die Sonderziiweisungen im Verhältnis der Min- 
destbeträge erhöht. Erreichen 30 vom Hundert 
der Mehreinnahmen der ausgleichspflichtigen 
Länder nach Satz 1 die Gesamt.summe der Min- 
destbeträge nicht, bringen die ausgleichspflich- 
tigen Länder den Differenzbetrag im Verhältnis 
der Mehreinnahmen auf." 

Begründung 

Die Sonderzuweisungen der ausgleichspflichtigen 
Länder sind gegenüber der Regierungsvorlage 
um 24,0 Mio DM herabgesetzt. 

Satz 1 schreibt den Maßstab für die Aufbringung 
der Sonderzuweisungen unter den ausgleichs- 
pflichtigen Ländern vor und teilt die Sonderzu- 
woisimgen unter den ausgleichsberechtigten Län- 
dern in Mindestbeträge auf. Der Gesamtbetrag 
der Sonderzuweisungen von 176 Mio DM ist 
hierbei im Verhältnis der Fehlbeträge verteilt, 
die sich zwischen 85 und 95 v. H. der Ausgleichs- 
meßzahl nach Anrechnung der Ausgieichszu- 
weisungen von 60 v. H. ergeben. 

Satz 2 regelt die Aufteilung für den Fall des 
Überschreitens der Mindestbeträge, Satz 3 die 
Aufbringung, wenn die Mindestbeträge mit der 
für die Aufbringung getroffenen Regelung nach 
Satz 1 nicht erreicht werden. 

3. In Artikel 1 ist § 12 b Abs. 2 zu streichen? Ab- 
satz 3 wird Absatz 2 und ist wie folgt zu fassen: 
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„(2) Die Sonderzuweisungen und die Sonder- 
beiträge nach Absatz 1 sind in den Vollzug des 
Finanzausgleichs im Ausgleichsjahr nach § 9 ein- 
zubeziehen." 

Begründung 

Folgeänderung. 

11 . 

Entschließung 

1. Der Bundesrat hat in seiner Stellungnahme 
zum Entwurf des Finanzreformgesetzes — Druck- 
sache 138/68 (Beschluß) — darauf hingewie- 
sen, daß die derzeitigen Unterschiede in der 
Steuerkraft der Länder nicht beibehalten werden 
können und daß er deshalb die Absicht der Bun- 
desregierung begrüße, den Länderfinanzausgleich 
zu intensivieren. Mit dem jetzt von der Bundes- 
regierung eingebrachten Gesetzentwurf soll und 
kann dieses Ziel allerdings noch nicht erreicht 
werden. In Übereinstimmung mit der Bundes- 
regierung vermag auch der Bundesrat in dem vor- 
liegenden Gesetzentwurf hinsichtlich Umfang 
und Methode nur eine auf das Jahr 1969 be- 
grenzte Ubergangsregelung zu sehen. 

Die Notwendigkeit, den Länderfinanzausgleich 
systematisch zu verbcssarn und zu intensivieren, 
bleibt daneben unverändert bestehen. Der Bun- 
desrat bittet deshalb die Bundesregierung, eine 
entsprechende Novelle so rechtzeitig vorzulegen, 
daß sie vom Ausgleichs jahr 1970 an in Kraft 
treten kann. Dabei ist von folgenden Grund- 
sätzen auszugehen: 

a) In Übereinstimmung mit dem von der Bundes- 
regierung vorgelegten Entwurf eines Finanz- 
reformgesetzes ist an der Trennung in einen 
vertikalen und einen horizontalen Finanzaus- 
gleich festzuhalten. 

b) Die Steuerkraftunterschiede unter den Län- 
dern sind stärker abzubauen. Dabei ist die 
sog. tote Zone zwischen 95 v. H. und 100 v. H. 
der Ausgleichsmeßzahl, die bisher von jedem 
Ausgleich ausgeschlossen ist, in angemesse- 
nem Umfang in den Ausgleich einzubeziehen. 


c) Unbeschadet der Notwendigkeit, die Steuer- 
kraftunterschiede stärker auszugleichen, ist 
bei der Reform zu beachten, daß das Grund- 
gesetz eine Nivellierung der Stcuerkraft ver- 
bietet und nur einen „angemessenen" Aus- 
gleich zuläßt. Diesem Verfassungsgrundsatz 
ist auch bei dem künftigen Ausgleich inner- 
halb der toten Zone Rechnung zu tragen. 

Der Bundesrat behält sich im übrigen vor, seiner- 
seits einen Initiativgesetzentwurf vorzulegen. 

2. Im übrigen bestünde zwar auch die Möglichkeit, 
die Steuerkraftunterschiede durch eine Zerlegung 
abzubauen. Der Bundesrat hatte bereits gelegent- 
lich der Beratung des Finanzreformgesetzes im 
ersten Durchgang gefordert, eine Zerlegung von 
Steuern oder Steuer anteilen, die schon jetzt mög- 
lich wäre, zwingend vorzuschreiben. 

Die Länder haben sich seither weiter mit der 
Frage der Zerlegung beschäftigt. Die Unter- 
suchungen zeigen jedoch, daß jede Zerlegung, 
mag diese auch noch so einfach gestaltet werden, 
je nach Wahl des Zerlegungsmodells nicht unbe- 
trächtliche Mehrarbeit für die Finanzämter, für 
die statistischen Landesämter und insbesondere 
im Falle einer Zerlegung der Lohnsteuer unver- 
meidbare Mehrarbeit für die Arbeitgeber mit sich 
bringen würde. Die Einführung einer Steuerzer- 
legung würde dadurch der allseits erhobenen 
Forderung nach Verwaltungsvereinfachung 
widersprechen. Darüber hinaus hat sich gezeigt, 
daß die Steuerzerlegung nicht zu einer bedeut- 
samen Verbesserung der Steuerkraft, insbeson- 
dere der finanzschwächeren Länder führt. Auf 
diesem Wege würde damit eine Verringerung 
der Finanzkraftunterschiede nicht oder nur unzu- 
länglich erreicht werden. Auch der verwaltungs- 
mäßige Aufwand steht in keinem Verhältnis zum 
Ergebnis einer wie auch immer gearteten Zerle- 
gung. Durch die Systematik des Länderfinanzaus- 
gleichs nach gegenwärtigem Rechtszustand wer- 
den die Wirkungen einer Zerlegung weitgehend 
neutralisiert. 

Der Bundesrat ist daher der Meinung, daß dem 
Weg zu einer Angleichung der Steuerkraftunter- 
schiede über eine Intensivierung des horizonta- 
len Finanzausgleichs gegenüber dem Weg der 
Zerlegung der Vorzug gegeben werden sollte. 


9 



I 


Drucksache V/3333 Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 


Zu I. 

Die Bundesregierung hält an der Regierungsvorlage 
fest. 

In den Verhandlungen zwischen Bund und Ländern 
über die Neufestsetzung der Anteile an der Ein- 
kommen- und Körperschaftsteuer ab 1969 bestand 
Einvernehmen, daß die leistungsschwachen Länder 
für 1969 durch einen Sonderausgleich unter den 
Ländern und durch Ergänzungszuweisungen des 
Bundes eine zusätzliche Einnahme von insgesamt 
390 Mio DM erhalten sollen. Die Bundesregierung 
hat in ihrem Gesetzentwurf 200 Mio DM Sonderbei- 
träge der leistungsfähigen Länder und 190 Mio DM 
Ergänzungszuweisungen des Bundes an die lei- 
stungsschwachen Länder vorgesehen. Damit sind die 
vereinbarten 390 Mio DM für die leistungsschwa- 
chen Länder aufgebracht. 

Die Erklärung des Bundesrates, daß den leistungs- 
fähigen Ländern nur 176 Mio DM Sonderbeiträge 
zugemutet werden könnten und deshalb die Ergän- 
zungszuweisungen des Bundes auf 214 Mio DM 
erhöht werden müßten, kann nicht überzeugen. Nach 
der neuesten Schätzung der Steuereinnahmen der 
Länder ist bei der Berechnung des Länderfinanzaus- 
gleichs davon auszugehen, daß das Aufkommen der 
Einkommen- und Körperschaftsteuer sowohl in 1968 
als auch in 1969 um 1 Mrd. DM höher liegen wird 
und demgemäß die Steuereinnahmen der Länder in 
1968 um 630 Mio DM und in 1969 um 650 Mio DM 
höher sein werden, als noch vor kurzem angenom- 
men wurde. Wenn diesen Mehreinnahmen auch zum 
Teil Mehrausgaben gegenüberstehen, gestaltet sich 
doch die Finanzlage der Länder günstiger. Von den 
Steuermehreinnahmen fließt der größere Teil den 
leistungsfähigen Ländern zu, so daß diesen für 1969 


die Aufbringung eines Sonderbeitrages von 200 Mio 
DM statt 176 Mio DM zugemutet werden kann. 

Im übrigen bedauert die Bundesregierung auch, daß 
der Bundesrat bei dem Sonderausgleich unter den 
Ländern nicht nur die Aufbringung, sondern auch 
die Verteilung der Mittel anders regeln will, als es 
die Regierungsvorlage vorsieht. Dabei ist die Regie- 
rungsvorlage auf Vorschlägen aufgebaut, die zur 
Aufbringung der Mittel von den leistungsfähigen 
Ländern und zur Verteilung der Mittel von den 
leistungsschwachen Ländern gemacht worden waren. 
Die Bundesregierung sieht auch insoweit keine Ver- 
anlassung, von ihrer Vorlage abzuweichen. 

Zu II. 

Die Bundesregierung begrüßt die erneute Entschlie- 
ßung des Bundesrates, daß der Finanzausgleich unter 
den Ländern im Zusammenhang mit der Finanz- 
reform verbessert und verstärkt werden soll. Sie 
selbst hat die Notwendigkeit zur Verbesserung des 
Länderfinanzausgleichs wiederholt betont. 

Die Bundesregierung stimmt auch der Auffassung 
zu, daß bei der Neuregelung des Länderfinanzaus- 
gleichs die sogenannte tote Zone zwischen 95 und 
100 V. H. der Ausgleichsmeßzahl in den Ausgleich 
einbezogen wird. Die Neuregelung des Länder- 
finanzausgleichs, die eine weitere Intensivierung, 
aber keine Nivellierung bringen soll, muß notwendig 
zur Einbeziehung der toten Zone in den Ausgleich 
führen. 

Hinsichtlich der Steuerzerlegung verweist die Bun- 
desregierung auf ihre Gegenäußerung zu der Stel- 
lungnahme des Bundesrates in dieser Frage bei der 
Beratung des Entwurfs des Finanzreformgesetzes 
(Drucksache V/2861, S. 99). 



